
Sonntagshornstr. 41, 83278 Traunstein 

Hauptstr. 58, 83324 Ruhpolding 

Aktuelles aus der Gesetzgebung 

und Rechtsprechung 11 | 2019

Daten für den Monat  
 Dezember 2019

 ↘ STEUERTERMINE
Fälligkeit:
• USt, LSt = 10.12.2019
• ESt, KSt = 10.12.2019

Überweisungen (Zahlungsschonfrist):
• USt, LSt = 13.12.2019
• ESt, KSt = 13.12.2019

Scheckzahlungen:
Bei Scheckzahlung muss der Scheck 
dem Finanzamt spätestens drei Tage 
vor dem Fälligkeitstag vorliegen!

 ↘BEITRÄGE SOZIALVERSICHERUNG

Fälligkeit Beiträge 12/2019 = 23.12.2019

 ↘ VERBRAUCHERPREISINDEX
(Veränderung gegenüber Vorjahr)

9/18 2/19 5/19 9/19

+ 2,2 % + 1,7 % + 1,3 % + 0,9 %

Für alle Steuerpflichtigen

Finanzverwaltung äußert sich zur Steuerfreiheit  
von Jobtickets und Fahrtkostenzuschüssen

| Seit 1.1.2019 sind Arbeitgeberleistungen für bestimmte Fahrten mit öffentlichen 
Verkehrsmitteln im Linienverkehr sowie für Fahrten im öffentlichen Personennah-
verkehr steuerfrei. Die gesetzliche Neuerung hat aber Fragen aufgeworfen, sodass 
sich das Bundesfinanzministerium nun in einem 15 Seiten starken Schreiben zu dem 
Umfang der Steuerbefreiung geäußert hat. |

Begünstigte Leistungen  
des Arbeitgebers

Unter die Steuerbefreiung des § 3 Nr. 15 
Einkommensteuergesetz (EStG) fallen 
Arbeitgeberleistungen in Form von un-
entgeltlichen oder verbilligt überlasse-
nen Fahrberechtigungen (Sachbezüge) 
sowie Zuschüsse (Barlohn) des Arbeit-
gebers zu den von den Arbeitnehmern 
selbst erworbenen Fahrberechtigungen. 
Begünstigt sind insbesondere:

 • Fahrberechtigungen in Form von 
Einzel-/Mehrfahrtenfahrscheinen, 

 • Zeitkarten (z. B. Monats-, Jahres-
tickets, Bahncard 100), 

 • allgemeine Freifahrberechtigungen,
 • Freifahrberechtigungen für be-

stimmte Tage (z. B. bei Smogalarm),
 • Ermäßigungskarten (z. B. Bahn-

card 25).

Umfasst die Fahrberechtigung die Mit-
nahme von anderen Personen oder ist 
die Fahrberechtigung auf andere Perso-
nen übertragbar, schließt dies die Steu-
erbefreiung nicht von vornherein aus.

MERKE | Die Steuerfreiheit gilt nur für 
Arbeitgeberleistungen, die zusätzlich 
zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn 
erbracht werden. Eine mittels Gehalts-
umwandlung erbrachte Leistung fällt 
somit nicht unter die Steuerbefreiung. 

Beim Umfang der Steuerbefreiung ist 
zwischen den Fahrten des Arbeitneh-
mers im Personenfernverkehr und im 
Personennahverkehr zu unterscheiden.

Fahrten im Personenfernverkehr

Zu den begünstigten öffentlichen Ver-
kehrsmitteln im Linienverkehr („Perso-
nenfernverkehr“) gehören:

 • Fernzüge der Deutschen Bahn 
(ICE, IC, EC), Fernbusse auf festge-
legten Linien oder Routen und mit 
festgelegten Haltepunkten,

 • vergleichbare Hochgeschwindig-
keitszüge und schnellfahrende 
Fernzüge anderer Anbieter (z. B. 
TGV, Thalys).
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Arbeitgeberleistungen, die zur Nutzung 
des Personenfernverkehrs berechti-
gen, sind steuerfrei, soweit sie auf 
Fahrten 

 • zwischen Wohnung und erster Tätig-
keitsstätte,

 • zu einem Sammelpunkt oder 
 • einem weiträumigen Tätigkeitsge-

biet entfallen (im Folgenden ver-
einfacht bzw. zusammenfassend 
als Strecke Wohnung/Tätigkeits-
stätte bezeichnet). 

Privatfahrten im Personenfernverkehr 
sind hingegen nicht begünstigt.

Beachten Sie | Gilt die Fahrkarte nur 
für die Strecke Wohnung/Tätigkeits-
stätte, ist die tatsächliche Nutzung der 
Fahrberechtigung auch zu privaten 
Fahrten (z. B. am Wochenende) dann 
aber unbeachtlich.

Geht die Fahrberechtigung für den Per-
sonenfernverkehr über die Strecke 
Wohnung/Tätigkeitsstätte hinaus, ist 
als Wert der Arbeitgeberleistung der 
reguläre Verkaufspreis einer Fahrbe-
rechtigung für die Strecke Wohnung/
Tätigkeitsstätte anzusetzen.

MERKE | Die Steuerfreiheit für Fahr-
ten im Personenfernverkehr kommt 
nur in Betracht für Arbeitnehmer in 
einem aktiven Beschäftigungsverhält-
nis sowie für die beim Entleiher be-
schäftigten Leiharbeitnehmer. 

Fahrten im Personennahverkehr

Zum öffentlichen Personennahverkehr 
gehört die allgemein zugängliche Beför-
derung von Personen im Linienverkehr, 
die überwiegend dazu bestimmt ist, die 
Verkehrsnachfrage im Stadt-, Vorort- 
oder Regionalverkehr zu befriedigen. 
Als öffentlicher Personennahverkehr 
gelten alle öffentlichen Verkehrsmittel, 
die nicht Personenfernverkehr sind. 

Generell nicht von § 3 Nr. 15 EStG erfasst 
werden insbesondere:

 • für konkrete Anlässe speziell ge-
mietete bzw. gecharterte Busse 
oder Bahnen,

 • Taxen im Gelegenheitsverkehr, die 
nicht auf konzessionierten Linien 
oder Routen fahren,

 • Luftverkehr.

Aber: Soweit Taxen ausnahmsweise im 
Linienverkehr nach Maßgabe der ge-
nehmigten Nahverkehrspläne einge-

setzt werden (z. B. zur Verdichtung, Er-
gänzung oder zum Ersatz anderer öffent-
licher Verkehrsmittel) und von der Fahr-
berechtigung mitumfasst sind oder ge-
gen einen geringen Aufpreis genutzt 
werden dürfen, gehören sie zum begüns-
tigten Personennahverkehr.

MERKE | Die Steuerbefreiung gilt für 
alle Arbeitnehmer oder Leiharbeit-
nehmer. Denn die Nutzung des öffent-
lichen Personennahverkehrs ist unab-
hängig von der Art der Fahrten be-
günstigt, also auch bei Privatfahrten 
des Arbeitnehmers.

Prognoserechnung

Nutzt der Arbeitnehmer die Fahrberech-
tigung für den Personenfernverkehr 
auch für Dienstreisen oder die wöchent-
liche Familienheimfahrt bei einer dop-
pelten Haushaltsführung, kann die Kos-
tenerstattung nach Dienstreisegrund-
sätzen bzw. den Grundsätzen für eine 
doppelte Haushaltsführung steuerfrei 
bleiben. Diese Steuerbefreiung hat Vor-
rang vor § 3 Nr. 15 EStG. In diesem Fall 
kann der Arbeitgeber im Rahmen einer 
Prognoseberechnung prüfen, ob die 
Fahrberechtigung bereits bei Hingabe 
insgesamt steuerfrei belassen werden 
kann.

 ◼ Beispiel Vollamortisation

Ein Arbeitgeber (AG) überlässt seinem 
Arbeitnehmer (AN) eine Bahncard 100, 
die er für 4.400 EUR erworben hat. 
Nach der Prognose des AG betragen die 
ersparten Kosten der Einzelfahrscheine 
für Dienstreisen im Gültigkeitszeitraum 
3.000 EUR. Der reguläre Preis der Jah-
resfahrkarte für die Strecke Wohnung/
Tätigkeitsstätte hätte 1.600 EUR betra-
gen. Tatsächlich ergeben sich für 
Dienstreisen des AN aus unvorherseh-
baren Gründen nur ersparte Kosten 
der Einzelfahrscheine von 2.500 EUR.

Nach der Prognose übersteigen die 
ersparten Kosten für die Einzelfahr-
scheine zusammen mit dem regulä-
ren Verkaufspreis einer Fahrberechti-
gung für die Strecke Wohnung/Tätig-
keitsstätte die Kosten der Bahncard. 
Diese ist daher in Höhe von 3.000 EUR 
steuerfreier Reisekostenersatz. Der 
verbleibende Betrag von 1.400 EUR ist 
eine steuerfreie Arbeitgeberleistung 
nach § 3 Nr. 15 EStG. Auf den Umfang 
der tatsächlichen Nutzung sowie die 
private Nutzungsmöglichkeit kommt 
es nicht an. Dass die prognostizierte 
Vollamortisation tatsächlich nicht ein-
getreten ist, ist unerheblich.

 ◼ Beispiel Teilamortisation

Wie das Beispiel Vollamortisation mit 
dem Unterschied, dass die ersparten 
Kosten der Einzelfahrscheine für Dienst-
reisen nach der Prognose 2.500 EUR be-
tragen. Tatsächlich ergeben sich er-
sparte Kosten von 4.000 EUR.

Die ersparten Kosten für Einzelfahr-
scheine erreichen auch zusammen mit 
dem regulären Verkaufspreis einer 
Fahrberechtigung für die Strecke Woh-
nung/Tätigkeitsstätte nicht die Kosten 
der Bahncard (prognostizierte Teil-
amortisation). Die Bahncard kann da-
her zunächst nur insoweit steuerfrei 
belassen werden, als die Voraussetzun-
gen für eine Steuerfreistellung nach § 3 
Nr. 15 EStG vorliegen (1.600 EUR).

AG kann den Arbeitslohn in Höhe der 
durch die tatsächliche Nutzung der 
Bahncard für Dienstreisen ersparten 
Kosten der Einzelfahrscheine monats-
weise oder auch am Ende des Gültig-
keitszeitraums mindern (mittels Ver-
rechnung mit dem dann feststehenden 
Reisekostenerstattungsanspruch). Da-
nach ergibt sich noch eine steuerfreie 
Reisekostenerstattung von 2.800 EUR, 
neben den bereits steuerfrei belasse-
nen Leistungen nach § 3 Nr. 15 EStG.

MERKE | Führt der Arbeitgeber keine 
Amortisationsprognose durch, stellt die 
Überlassung der Fahrberechtigung zu-
nächst in voller Höhe steuerpflichtigen 
Arbeitslohn dar. Erst am Jahresende 
darf dann eine Korrektur erfolgen.

Entfernungspauschale und  
Aufzeichnungspflichten

Die nach § 3 Nr. 15 EStG steuerfreien 
Arbeitgeberleistungen mindern die bei 
der Einkommensteuerveranlagung ab-
ziehbare Entfernungspauschale (maxi-
mal bis auf 0 EUR). Auch hierzu regelt 
die Finanzverwaltung mehrere Details. 

Beachten Sie | Der Gesetzgeber will 
mit dem Jahressteuergesetz 2019 nach-
bessern: Künftig soll die Ausgabe eines 
Jobtickets mit 25 % durch den Arbeitge-
ber pauschal versteuert werden kön-
nen. Dafür soll die Anrechnung auf die 
Entfernungspauschale entfallen.

Der Arbeitgeber hat die steuerfreien Ar-
beitgeberleistungen im Lohnkonto auf-
zuzeichnen und in der Lohnsteuerbe-
scheinigung zu bescheinigen.

Quelle | BMF-Schreiben vom 15.8.2019, Az. IV 
C 5 - S 2342/19/10007 :001, unter www.iww.de, 
Abruf-Nr. 210780
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Für Arbeitgeber

Unbelegte Brötchen mit einem Heißgetränk  
sind kein steuerlich relevantes Frühstück 

| Stellt der Arbeitgeber unbelegte Backwaren wie Brötchen und Rosinenbrot nebst 
Heißgetränken zum sofortigen Verzehr im Betrieb bereit, handelt es sich bei diesen 
Vorteilen grundsätzlich nicht um Arbeitslohn, sondern um nicht steuerbare Auf-
merksamkeiten. Dies hat der Bundesfinanzhof aktuell entschieden. |

 ◼ Sachverhalt

Ein Arbeitgeber hatte seinen Ange-
stellten arbeitstäglich verschiedene 
Brötchensorten (unbelegt) in einem 
Brötchenkorb sowie Heißgetränke aus 
einem Getränkeautomat unentgeltlich 
zur Verfügung gestellt. Aufstrich oder 
sonstiger Belag wurden nicht gestellt, 
sondern nur die trockenen Brotwaren.

Das Finanzamt sah hierin eine unent-
geltliche Zurverfügungstellung einer 
Mahlzeit in Form eines Frühstücks, 
das mit dem amtlichen Sachbezugs-
wert je Mitarbeiter und Arbeitstag zu 
besteuern sei (kalendertäglicher Wert 
in 2019: 1,77 EUR). Doch das sah der 
Bundesfinanzhof anders.

Arbeitslohn liegt grundsätzlich vor, 
wenn der Arbeitgeber dem Arbeitneh-
mer eine Mahlzeit (wie ein Frühstück, 
Mittagessen oder Abendessen) unent-
geltlich oder verbilligt zur Verfügung 
stellt. Davon abzugrenzen sind aber 
nicht steuerbare Aufmerksamkeiten, 

die nur der Ausgestaltung des Arbeits-
platzes und der Schaffung günstiger 
betrieblicher Arbeitsbedingungen die-
nen und denen daher keine Entloh-
nungsfunktion zukommt.

Im Streitfall handelte es sich bei den 
Lebensmitteln nicht um Arbeitslohn in 
Form kostenloser Mahlzeiten, sondern 
um nicht steuerbare Aufmerksamkei-
ten. Unbelegte Brötchen sind auch in 
Kombination mit einem Heißgetränk 
kein Frühstück im Sinne der Sozialver-
sicherungsentgeltverordnung. 

Beachten Sie | Selbst für ein einfa-
ches Frühstück muss jedenfalls noch 
ein Aufstrich oder ein Belag hinzutre-
ten. Die Überlassung der Backwaren 
nebst Heißgetränken diente daher le-
diglich der Ausgestaltung des Arbeits-
platzes und der Schaffung günstiger 
betrieblicher Arbeitsbedingungen.

Quelle | BFH-Urteil vom 3.7.2019, Az. VI R 
36/17, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 211195; 
BFH, PM Nr. 58 vom 19.9.2019

Für alle Steuerpflichtigen

Grundstücksenteignung ist kein privates  
Veräußerungsgeschäft 

| Private Veräußerungsgeschäfte mit Grundstücken, bei denen der Zeitraum zwi-
schen Anschaffung und Veräußerung nicht mehr als zehn Jahre beträgt, unterliegen 
der Besteuerung. Da der Eigentumsverlust durch Enteignung aber keine Veräuße-
rung ist, so der Bundesfinanzhof, ist ein etwaiger Gewinn nicht zu versteuern. |

 ◼ Sachverhalt

Der Steuerpflichtige A hatte an einem 
unbebauten Grundstück in 2005 einen 
zusätzlichen Miteigentumsanteil per 
Zwangsversteigerung erworben. So 
wurde er zum Alleineigentümer. Drei 
Jahre später erließ die Stadt einen 
Sonderungsbescheid nach dem Bo-
densonderungsgesetz, wodurch das 
Eigentum auf die Stadt überging. Hier-
für erhielt der A eine Entschädigung. 
Hinsichtlich des in der Zwangsverstei-
gerung erworbenen Anteils nahm das 
Finanzamt ein Veräußerungsgeschäft 
an und setzte Einkommensteuer fest.

Der Bundesfinanzhof hat eine andere 
Sichtweise: Die Begriffe „Anschaffung“ 
und „Veräußerung“ erfassen entgeltliche 
Erwerbs- und Übertragungsvorgänge, 
die wesentlich vom Willen des Steuer-
pflichtigen abhängen. An einer willentli-
chen Übertragung auf eine andere Per-
son fehlt es aber, wenn – wie bei einer 
Enteignung – der Verlust des Eigentums 
am Grundstück ohne maßgeblichen Ein-
fluss des Steuerpflichtigen (und ggf. 
auch gegen seinen Willen) stattfindet.

Quelle | BFH-Urteil vom 23.7.2019, Az. IX R 
28/18, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 211256; 
BFH, PM Nr. 59 vom 19.9.2019

Für alle Steuerpflichtigen

Besteuerung eines 
einmaligen Sterbegeldes 
aus einer betrieblichen 
Altersversorgung 

| Ein Sterbegeld, das eine Pensions-
kasse an Erben zahlt, die nicht zugleich 
Hinterbliebene im Sinne der Altersvor-
sorgeversicherung sind, unterliegt nach 
einer Entscheidung des Finanzgerichts 
Düsseldorf der Einkommensteuer. Da 
diese Rechtsfrage aber bisher nicht 
höchstrichterlich entschieden ist, wurde 
die Revision zugelassen, die inzwischen 
beim Bundesfinanzhof anhängig ist. |

 ◼ Sachverhalt

Eheleute hatten nach dem Tod ihres 
Sohnes von einer Pensionskasse ein 
Sterbegeld erhalten. Der Auszahlung 
lag ein Versicherungsvertrag zugrunde, 
der von einem ehemaligen Arbeitgeber 
im Rahmen einer betrieblichen Alters-
versorgung abgeschlossen worden war. 
Nach dem Arbeitgeberwechsel hatte der 
Sohn die Versicherung übernommen.

Bezugsberechtigt waren laut Versiche-
rungsschein im Überlebensfall der 
Sohn und im Todesfall die Hinterbliebe-
nen (Ehegatte, Lebenspartner, Lebens-
gefährtin, Kinder). Da der Sohn keine 
„Hinterbliebenen“ hinterließ, zahlte die 
Pensionskasse die Leistung – begrenzt 
auf ein Sterbegeld von 8.000 EUR – an 
die Eltern aus. Das Finanzamt besteu-
erte die Auszahlung als sonstige Ein-
künfte der Eheleute – und zwar zu 
Recht, wie das Finanzgericht befand. 

Nach § 22 Nr. 5 Einkommensteuerge-
setz gehören zu den sonstigen Einkünf-
ten „Leistungen aus Altersvorsorgever-
trägen, Pensionsfonds, Pensionskas-
sen und Direktversicherungen.“ Nach 
Ansicht des Finanzgerichts Düsseldorf 
ist auch das Sterbegeld eine Leistung 
aus der Versicherung. Dem steht eine 
betragsmäßige Begrenzung des Ster-
begeldes nicht entgegen. 

Beachten Sie | Dem Einwand der Ehe-
leute, dass keine eigenen Einkünfte, 
sondern Einkünfte des Sohnes vorlägen, 
widersprach das Finanzgericht. Denn 
die Besteuerung knüpft an den Zufluss 
des Geldes an – und dem Sohn war keine 
Versicherungszahlung zugeflossen.

Quelle | FG Düsseldorf, Urteil vom 6.12.2018, 
Az. 15 K 2439/18 E, Rev. BFH Az. X R 38/18, un-
ter www.iww.de, Abruf-Nr. 207999



– 4 – Im November 2019

 ↘ HAFTUNGSAUSSCHLUSS
Der Inhalt des Rundschreibens ist nach 
bestem Wissen und Kenntnisstand 
 erstellt worden. Die Komplexität und der 
ständige Wandel der Rechtsmaterie ma-
chen es notwendig, Haftung und  Gewähr 
auszuschließen. Das Rundschreiben 
 ersetzt nicht die individuelle persönliche 
Beratung.

Für Kapitalanleger

Stückzinsen nach Einführung der Abgeltungsteuer 
steuerpflichtig

| Stückzinsen sind nach Einführung der Abgeltungsteuer ab dem Veranlagungszeit-
raum 2009 als Teil des Gewinns aus der Veräußerung einer sonstigen Kapitalforde-
rung steuerpflichtig. Dies gilt auch, wenn die Kapitalforderung vor 2009 erworben 
wurde. Damit hat der Bundesfinanzhof eine lang diskutierte Streitfrage geklärt. |

Hintergrund

Stückzinsen sind das vom Erwerber an 
den Veräußerer der Kapitalforderung ge-
zahlte Entgelt für die auf den Zeitraum 
bis zur Veräußerung entfallenden Zinsen 
des laufenden Zinszahlungszeitraums. 

Nach Einführung der Abgeltungsteuer 
war strittig, ob Stückzinsen in bestimm-
ten Fällen steuerfrei vereinnahmt wer-
den können. Denn sofern festverzinsli-
che Wertpapiere vor dem 1.1.2009 ange-
schafft und außerhalb der Spekulations-
frist veräußert wurden, ergab sich bei 
der Besteuerung von Stückzinsen eine 
gesetzliche Regelungslücke. Dement-
sprechend wurde zumindest teilweise 
die Meinung vertreten, dass Stückzinsen 
in diesen Fällen nicht der Besteuerung 
unterliegen.

Der Bundesfinanzhof musste nun ent-
scheiden, ob die durch das Jahressteu-
ergesetz 2010 vorgenommene Ergän-

zung – Stückzinsen sind in jedem Fall 
steuerpflichtig – nur klarstellenden 
Charakter hat oder ob es sich vielmehr 
um einen (unzulässigen) rückwirken-
den Tatbestand handelt.

Entscheidung

Der Bundesfinanzhof ordnet Stückzin-
sen, die nach dem 31.12.2008 zufließen, 
als Teil des Gewinns aus der Veräuße-
rung einer Kapitalforderung ein. Die 
Ergänzung durch das Jahressteuerge-
setz 2010 führt nicht zu einer verfas-
sungsrechtlich unzulässigen unechten 
Rückwirkung. Die Regelung hat nur de-
klaratorische Bedeutung, da Stückzin-
sen unabhängig davon, wann die veräu-
ßerte Kapitalforderung erworben wurde, 
stets der Besteuerung unterlagen.

Quelle | BFH-Urteil vom 7.5.2019, Az. VIII R 
22/15, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 211129; 
BFH-Urteil vom 7.5.2019, Az. VIII R 31/15, unter 
www.iww.de, Abruf-Nr. 211132; BFH, PM Nr. 57 
vom 12.9.2019

Für Personengesellschaften

Keine Geringfügigkeitsgrenze bei Abfärbung  
von gewerblichen Beteiligungseinkünften 

| Einkünfte einer Personengesellschaft aus Vermietung und Verpachtung oder aus 
Kapitalvermögen werden wegen zusätzlicher gewerblicher Beteiligungseinkünfte 
bei der Einkommensteuer in gewerbliche Einkünfte umqualifiziert. Sie unterliegen 
nach einer Entscheidung des Bundesfinanzhofs aber nicht der Gewerbesteuer. |

Erzielen Gesellschaften neben nicht ge-
werblichen Einkünften auch solche aus 
einer originär gewerblichen Tätigkeit, 
führen nur geringfügige gewerbliche 
Einkünfte nicht zur Abfärbung. Eine so-
genannte Infizierung tritt dann nicht ein, 
wenn die gewerblichen Umsätze eine 
Bagatellgrenze von 3 % der Gesamt-
nettoumsätze und zusätzlich den Be-
trag von 24.500 EUR im Veranlagungs-
zeitraum nicht übersteigen. 

Bei gewerblichen Beteiligungseinkünf-
ten hat der Bundesfinanzhof eine Ge-
ringfügigkeitsgrenze aber nun abge-
lehnt. Somit führt einkommensteuer-

rechtlich jede Beteiligung, aus der die 
Gesellschaft gewerbliche Einkünfte be-
zieht, zu einer Umqualifizierung aller 
weiteren Einkünfte dieser Gesellschaft in 
solche aus Gewerbebetrieb. 

Die positive Nachricht: Eine Umqualifi-
zierung löst in diesen Fällen keine Ge-
werbesteuer aus. Denn nur so wird, so 
der Bundesfinanzhof, eine verfassungs-
widrige Schlechterstellung von Perso-
nengesellschaften gegenüber Einzel-
unternehmern vermieden.

Quelle | BFH-Urteil vom 6.6.2019, Az. IV R 
30/16, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 210294; 
BFH, PM Nr. 46 vom 1.8.2019

Für Unternehmer

Elektronische Kassen: 
Zertifizierte technische  
Sicherheitseinrichtung 
erst ab 10/2020 Pflicht 

| Auf Bund-Länder-Ebene wurde eine 
Nichtaufgriffsregelung hinsichtlich 
der Implementierung von technischen 
Sicherheitseinrichtungen bei elektro-
nischen Kassen(systemen) bis zum 
30.9.2020 beschlossen. |

Nach der gesetzlichen Regelung des  
§ 146a der Abgabenordnung (AO) müs-
sen bestimmte elektronische Aufzeich-
nungssysteme (insbesondere elektro-
nische Kassensysteme und Registrier-
kassen) ab dem 1.1.2020 über eine zer-
tifizierte technische Sicherheitsein-
richtung (TSE) verfügen. Erst kürzlich 
wurden die Anforderungen in einem 
Anwendungserlass der Finanzverwal-
tung näher präzisiert. 

Der Grund für die jetzt beschlossene 
Nichtaufgriffsregelung: Voraussicht-
lich erst im Oktober 2019 sollen die 
ersten – vorläufig zertifizierten – TSEs 
verfügbar sein. Somit war absehbar, 
dass eine flächendeckende Ausstat-
tung aller Kassen bis zum 1.1.2020 
nicht mehr möglich sein wird.

Eine Verlängerung gibt es nach der 
Mitteilung der IHK Ruhr auch für die 
Meldungen, die Steuerpflichtige dem 
Finanzamt machen müssen, wenn sie 
aufzeichnungspflichtige Geschäftsvor-
fälle oder andere Vorgänge mit einem 
elektronischen Aufzeichnungssystem 
erfassen (§ 146a Abs. 4 AO). Diese Mel-
dungen sollen erst bei Verfügbarkeit 
eines elektronischen Meldeverfahrens 
erfolgen müssen.

Quelle | Bayerisches Staatsministerium der 
Finanzen, PM vom 25.9.2019; IHK Ruhr, Mel-
dung vom 26.9.2019



Sonderausgabe 

zum Jahreswechsel

Für Arbeitnehmer

Steuerstrategien zum Jahreswechsel 2019/2020

| Für Arbeitnehmer kann es vorteilhaft sein, berufsbezogene Ausgaben oder vari-
able Gehaltsbestandteile vorzuziehen oder in das nächste Jahr zu verlagern. Maß-
gebend ist grundsätzlich das Zu- und Abflussprinzip. Sofern die Werbungskosten 
insgesamt unter dem Pauschbetrag von 1.000 EUR liegen werden, sollten noch 
ausstehende Aufwendungen (z. B. für Fachliteratur oder Arbeitsmittel) nach Mög-
lichkeit in das Jahr 2020 verschoben werden. |

02 | 2019

Bei der Verlagerung von Ausgaben oder 
Einnahmen ist aber nicht nur die Steuer-
progression zu beachten. 

 ◼ Beispiel

Wird bei der Gebührenhöhe für den Be-
such von Kindertageseinrichtungen auf 
das Einkommen abgestellt, kann auch 
hier eine Verschiebung sinnvoll sein.

Spätestens zum Jahresende sollten Ar-
beitgeber und Belegschaft prüfen, ob die 
vielseitigen Möglichkeiten von steuer-
freien und begünstigten Lohnbestand-
teilen optimal ausgeschöpft wurden. 
Darunter fallen beispielsweise Sachbe-
züge unter Ausnutzung der monatlichen 
Freigrenze von 44 EUR oder der Rabatt-
freibetrag von 1.080 EUR (jährlich) für 
vom Betrieb angebotene Waren.

Für Unternehmer

Geschenke an Geschäftsfreunde als Betriebsausgaben

| Kleine Geschenke sind gerade in der (Vor-)Weihnachtszeit ein beliebtes Mittel, 
um Kunden zu binden und die Beziehung zu Geschäftsfreunden persönlicher zu 
gestalten. Damit Geschenke als Betriebsausgaben abzugsfähig sind, müssen die 
Aufwendungen einzeln und getrennt von den sonstigen Betriebsausgaben aufge-
zeichnet werden. Zudem ist eine Wertgrenze zu beachten. |

Geschenke sind nur bis zu 35 EUR pro 
Wirtschaftsjahr und Empfänger als Be-
triebsausgaben abziehbar. Dabei handelt 
es sich um eine Freigrenze.

 ◼ Beispiel

Das Unternehmen U schenkt seinem 
Kunden A im April 2019 eine Flasche 
Wein im Wert von 25 EUR. Sofern die 
Aufzeichnungspflichten erfüllt sind, 
sind die Aufwendungen als Betriebs-
ausgaben abzugsfähig. 

Schenkt U dem A nun zu Weihnachten 
2019 erneut eine Flasche Wein (Wert = 
20 EUR), sind beide Geschenke für das 
Jahr 2019 nicht als Betriebsausgaben 
abzugsfähig, da die 35 EUR-Grenze in 
Summe überschritten wird.

Ist die Wertgrenze als Brutto- oder als 
Nettowert zu verstehen? Hier kommt es 
darauf an, ob der schenkende Unterneh-
mer vorsteuerabzugsberechtigt ist.

 ◼ Beispiel

U schenkt seinem Kunden B im De-
zember einen Geschenkkorb im Wert 
von 37 EUR (brutto). Weitere Geschenke 
erhält B von U in 2019 nicht. 

Ist U zum Vorsteuerabzug berechtigt, 
sind die Kosten steuerlich abzugsfähig. 
Denn hier zählt der Nettowert in Höhe 
von 31,09 EUR (37/1,19).

Ist der Vorsteuerabzug ausgeschlos-
sen, zählt der Bruttowert – und die 
Aufwendungen sind nicht abziehbar.

Für alle Steuerpflichtigen

Ausgabenverlagerung  
im „privaten“ Bereich

| Im „privaten“ Bereich kommt es vor 
allem auf die persönlichen Verhältnisse 
an, ob Ausgaben vorgezogen oder in das 
Jahr 2020 verlagert werden sollten. |

Eine Verlagerung kommt insbesondere 
in Betracht bei:

 • Sonderausgaben (z. B. Spenden), 
 • außergewöhnlichen Belastungen 

(z. B. Arzneimittel) und 
 • Handwerkerleistungen.

PRAXISTIPP | Bei der Berücksichti-
gung von außergewöhnlichen Belas-
tungen ist die zumutbare Eigenbelas-
tung zu beachten, deren Höhe vom Ge-
samtbetrag der Einkünfte, Familien-
stand und der Anzahl der Kinder ab-
hängt. Ist abzusehen, dass die zumut-
bare Eigenbelastung in 2019 nicht 
überschritten wird, sollten offene 
Rechnungen (nach Möglichkeit) erst in 
2020 beglichen werden. Ein Vorziehen 
lohnt sich, wenn in 2019 bereits hohe 
Aufwendungen getätigt wurden.

 ◼ Beispiel Handwerkerrechnungen

Der Steuerpflichtige A hat sein selbst-
genutztes Eigenheim in 2019 renoviert. 
Im Juli und August hat er die Handwer-
kerrechnungen (Anteil der Lohnkosten 
= 7.000 EUR) per Überweisung beglichen.

In seiner Steuererklärung für 2019 
kann A eine Steuerermäßigung gel-
tend machen. Diese beträgt 20 % der 
Lohnkosten (maximal aber 1.200 EUR).

Fallerweiterung: Für eine weitere Re-
novierung hat A am 17.12.2019 eine 
Rechnung (Lohnanteil von 2.000 EUR) 
erhalten. Begleicht A die Rechnung 
noch in 2019, erhält er hierfür keine 
Steuerermäßigung, da der Höchstbe-
trag schon ausgeschöpft ist. Insofern 
ist es ratsam, die Rechnung erst in 
2020 zu begleichen.
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Für alle Steuerpflichtigen

Mietwohnungsneubau, Elektromobilität, Grundsteuerreform & Co.:  
Aktuelle Gesetzesänderungen/-vorhaben im Überblick

| Weitere Steueranreize bei der Elektromobilität, Reform der Grundsteuer, Eindämmung von Share-Deals: Diese und weitere 
Aspekte durchlaufen derzeit die Gesetzesmaschinerie und sollen bis Ende des Jahres abgeschlossen sein. Die Förderung des 
Mietwohnungsneubaus ist dagegen schon in Kraft. Auf den folgenden Seiten erhalten Sie einen kompakten Überblick über 
wichtige Gesetzesänderungen/-vorhaben mit Stand vom 10.10.2019 (Redaktionsschluss). |

Kindergeld und Grundfreibetrag

Bereits im vergangenen Jahr wurden 
mit dem Familienentlastungsgesetz 
(BGBl I 2018, S. 2210) der Kinder- und 
Grundfreibetrag für 2020 angehoben.

Der Kinderfreibetrag steigt ab 1.1.2020 
von derzeit 4.980 EUR (= 2.490 EUR je 
Elternteil) auf dann 5.172 EUR (bzw. 
2.586 EUR je Elternteil).

Der steuerliche Grundfreibetrag, bis 
zu dessen Höhe keine Einkommen-
steuer gezahlt werden muss, wird ab 
1.1.2020 von 9.168 EUR auf 9.408 EUR 
angehoben. 

Beachten Sie | Auch der Unterhalts-
höchstbetrag beträgt im nächsten Jahr 
9.408 EUR. 

Sonderabschreibungen beim  
Mietwohnungsneubau

Mit dem Gesetz zur steuerlichen Förde-
rung des Mietwohnungsneubaus vom 
4.8.2019 (BGBl I 2019, S. 1122) will der 
Gesetzgeber einen Anreiz bieten, damit 
Mietwohnungen im unteren und mittle-
ren Preissegment geschaffen werden. 
Als Anreiz dient eine Sonderabschrei-
bung, die bis zu 5 % im Jahr der An-
schaffung oder Herstellung und in den 
folgenden drei Jahren beträgt. Insge-
samt können damit in den ersten vier 
Jahren bis zu 20 % zusätzlich zur nor-
malen/regulären Abschreibung abge-
schrieben werden. 

Es existieren zwei Kappungsgrenzen:

 • Die Sonderabschreibung wird nur 
gewährt, wenn die Anschaffungs-/
Herstellungskosten 3.000 EUR pro 
qm Wohnfläche nicht übersteigen. 
Sind die Baukosten höher, führt dies 
zum Ausschluss der Förderung.

 • Steuerlich gefördert werden nur 
Kosten bis max. 2.000 EUR pro qm 
Wohnfläche (= maximal förderfähige 
Bemessungsgrundlage).

Beachten Sie | Zudem setzt die Son-
derabschreibung voraus, dass die Woh-
nung im Jahr der Anschaffung oder 
Herstellung und in den folgenden neun 
Jahren der entgeltlichen Überlassung 
zu Wohnzwecken dient.

MERKE | Gefördert werden nur Bau-
maßnahmen aufgrund eines nach dem 
31.8.2018 und vor dem 1.1.2022 ge-
stellten Bauantrags oder – falls eine 
Baugenehmigung nicht erforderlich ist 
– einer in diesem Zeitraum getätigten 
Bauanzeige. Aber nicht nur die Her-
stellung neuer Wohnungen ist begüns-
tigt, sondern auch deren Anschaffung 
– vorausgesetzt, die Anschaffung er-
folgt bis zum Ende des Jahres der Fer-
tigstellung. Auch bei der Anschaffung 
wird auf das Datum des Bauantrags 
bzw. der Bauanzeige abgestellt.

Die Inanspruchnahme der Sonderab-
schreibung ist letztmalig im Jahr 2026 
möglich. Ab 2027 sind Sonderabschrei-
bungen auch dann nicht mehr möglich, 
wenn der Abschreibungszeitraum noch 
nicht abgelaufen ist. 

MERKE | Werden die Voraussetzun-
gen nicht erfüllt, müssen die Sonder-
abschreibungen rückgängig gemacht 
werden. Dies ist z. B. der Fall, wenn die 
Wohnung im Jahr der Anschaffung 
oder Herstellung und in den folgenden 
neun Jahren nicht der entgeltlichen 
Überlassung zu Wohnzwecken dient 
oder die Baukostenobergrenze von 
3.000 EUR innerhalb der ersten drei 
Jahre nach Anschaffung oder Herstel-
lung der neuen Wohnung durch nach-
trägliche Anschaffungs-/Herstellungs-
kosten überschritten wird.

Weitere Förderung  
der Elektromobilität

Die Bundesregierung hat den „Entwurf 
eines Gesetzes zur weiteren steuerli-
chen Förderung der Elektromobilität 
und zur Änderung weiterer steuerlicher 
Vorschriften“ (Jahressteuergesetz 2019; 
Stand: BT-Drs. 19/13436 vom 23.9.2019) 

beschlossen. Nachdem bereits in 2019 
steuerliche Regelungen zur Förderung 
der Elektromobilität in Kraft getreten 
sind, sollen nun zusätzliche Maßnah-
men verabschiedet werden: 

Lieferfahrzeuge: Für neue, rein elektri-
sche Lieferfahrzeuge soll eine Sonder-
abschreibung von 50 % im Jahr der An-
schaffung eingeführt werden – und 
zwar zusätzlich zur regulären Abschrei-
bung. Die Regelung soll von 2020 bis 
Ende 2030 befristet werden.

Firmenwagen: Seit 2019 greift bei der 
Dienstwagenbesteuerung nur die halbe 
Bemessungsgrundlage für die private 
Nutzung eines betrieblichen Elektro- 
oder extern aufladbaren Hybridelektro-
fahrzeugs. Diese Maßnahme ist bis Ende 
2021 befristet und soll nun bis Ende 2030 
stufenweise verlängert werden.

Ladevorrichtung: Das elektrische Aufla-
den eines Elektro- oder Hybridelektro-
fahrzeugs im Betrieb des Arbeitgebers 
ist bis Ende 2020 steuerfrei. Das Gleiche 
gilt für die zeitweise Überlassung einer 
betrieblichen Ladevorrichtung zur priva-
ten Nutzung. Beide Maßnahmen sollen 
bis Ende 2030 verlängert werden.

Jobticket: Zu Beginn 2019 wurden Job-
tickets steuerfrei gestellt – allerdings 
unter Anrechnung auf die Entfernungs-
pauschale. Hier will der Gesetzgeber 
nun nachbessern, d. h., künftig kann die 
Ausgabe eines Jobtickets mit 25 % durch 
den Arbeitgeber pauschal versteuert 
werden. Dafür soll die Anrechnung auf 
die Entfernungspauschale entfallen.

Fahrräder: Seit 2019 ist die Überlassung 
eines betrieblichen Fahrrads durch den 
Arbeitgeber steuerfrei. Die bis Ende 
2021 befristete Steuerbefreiung soll bis 
Ende 2030 verlängert werden.

Darlehensverluste von  
GmbH-Gesellschaftern

Ebenfalls durch das Jahressteuergesetz 
2019 soll eine Neuregelung eingeführt 
werden zur Behandlung ausgefallener
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Finanzierungshilfen des Gesellschaf-
ters zugunsten seiner GmbH. Im Kern 
will der Gesetzgeber durch eine Ergän-
zung des § 17 Einkommensteuergesetz 
(EStG) zur „alten“ Rechtslage zurück-
kehren. Um dies nachvollziehen zu kön-
nen, ist ein Rückblick unerlässlich.

Hintergrund

Bis zum Gesetz zur Modernisierung des 
GmbH-Rechts und zur Bekämpfung von 
Missbräuchen (MoMiG; Anwendung seit 
dem 1.11.2008) führte ein Darlehens-
ausfall zu nachträglichen Anschaf-
fungskosten auf die Beteiligung, wenn 
die Hingabe des Darlehens durch das 
Gesellschaftsverhältnis veranlasst war. 
Entscheidend war, ob die Finanzierungs-
hilfe eigenkapitalersetzend war.

Beachten Sie | Die Beurteilung als 
nachträgliche Anschaffungskosten war 
bzw. ist insoweit vorteilhaft, als sich da-
durch ein etwaiger Veräußerungs- oder 
Auflösungsgewinn vermindert oder ein 
entsprechender Verlust erhöht. Bei der 
Höhe der nachträglichen Anschaf-
fungskosten wurden jedoch mehrere 
Fälle unterschieden. So gab es z. B. der 
Höhe nach Einschränkungen für „ste-
hengelassene“ Darlehen. Hier war nicht 
der Nennwert, sondern der gemeine 
Wert in dem Zeitpunkt maßgeblich, in 
dem es der Gesellschafter mit Rücksicht 
auf das Gesellschaftsverhältnis nicht 
abzieht (ggf. sogar ein Wert von 0 EUR).

Rund zwei Jahre nach dem Inkrafttre-
ten des MoMiG hatte die Finanzverwal-
tung zur neuen Rechtslage Stellung 
genommen (BMF-Schreiben vom 
21.10.2010, Az. IV C 6 - S 2244/08/10001). 
Hierbei betonte sie, dass für die Frage 
nachträglicher Anschaffungskosten auf 
die gesellschaftsrechtliche Veranlas-
sung der Darlehenshingabe abzustel-
len ist. Die wesentlichen Grundsätze 
der Rechtsprechung sollten weiterhin 
anzuwenden sein.

Nach Aufhebung des Eigenkapitaler-
satzrechts durch das MoMiG hatte der 
Bundesfinanzhof (u. a. BFH-Urteil vom 
11.7.2017, Az. IX R 36/15) seine bisherige 
Rechtsprechung aber aufgegeben und 
entschieden, dass eigenkapitalerset-
zende Finanzierungshilfen grundsätz-
lich nicht mehr als nachträgliche An-
schaffungskosten zu behandeln sind.  

Nach neuer Auffassung liegen nach-
trägliche Anschaffungskosten nur noch 
vor, wenn die Aufwendungen des Ge-
sellschafters nach handels- und bilanz-

steuerrechtlichen Grundsätzen zu einer 
offenen oder verdeckten Einlage in das 
Kapital der Gesellschaft führen. Dies 
gilt insbesondere für:

 • Nachschüsse im Sinne der §§ 26 ff. 
des Gesetzes betreffend die Ge-
sellschaften mit beschränkter Haf-
tung (GmbHG),

 • sonstige Zuzahlungen nach § 272 
Abs. 2 Nr. 4 Handelsgesetzbuch 
(HGB; insbesondere Einzahlungen 
in die Kapitalrücklage),

 • Barzuschüsse oder

 • den Verzicht auf eine noch wert-
haltige Forderung.

Beachten Sie | Auch Fremdkapitalhil-
fen des Gesellschafters sollen begüns-
tigt sein, wenn diese wegen vertragli-
cher Abreden wirtschaftlich mit der Zu-
führung einer Einlage vergleichbar sind 
(z. B. Rückzahlung wie Eigenkapital oder 
Rangrücktritt nach § 5 Abs. 2a EStG).

Das Bundesfinanzministerium (BMF-
Schreiben vom 5.4.2019, Az. IV C 6 - S 
2244/17/10001) wendet die neue Recht-
sprechung unter Beachtung der Ver-
trauensschutzregelung des Bundesfi-
nanzhofs an. Danach ist die bisherige 
Verwaltungsauffassung vom 21.10.2010 
weiterhin in allen offenen Fällen anzu-
wenden, bei denen

 • das Darlehen/die Bürgschaft unter 
das MoMiG fällt und

 • die bisher als eigenkapitalerset-
zend angesehene Finanzierungs-
hilfe bis zum 27.9.2017 gewährt 
wurde bzw. die Finanzierungshilfe 
bis zum 27.9.2017 eigenkapitaler-
setzend geworden ist. 

Geplante Neuregelung

§ 17 Abs. 2a EStG soll nun eigenständig 
(neben §  255 HGB) definieren, was als 
(nachträgliche) Anschaffungskosten gilt. 
Das sind (nicht abschließend): 

 • Offene oder verdeckte Einlagen,

 • Darlehensverluste, soweit die Ge-
währung des Darlehens oder das 
Stehenlassen in der Krise der Ge-
sellschaft gesellschaftsrechtlich 
veranlasst war,

 • Ausfälle von Bürgschaftsregress-
forderungen und vergleichbaren 
Forderungen, soweit die Hingabe 
oder das Stehenlassen der betref-
fenden Sicherheit gesellschafts-
rechtlich veranlasst war.

Eine gesellschaftsrechtliche Veranlas-
sung soll regelmäßig vorliegen, wenn 
ein fremder Dritter das Darlehen oder 
Sicherungsmittel bei sonst gleichen 
Umständen zurückgefordert oder nicht 
gewährt hätte, d. h., wenn die Hingabe 
oder das Stehenlassen von Darlehen an 
die Kapitalgesellschaft nicht zu fremd-
üblichen Konditionen gewährt wurde. 
Zu prüfen ist also insbesondere, ob die 
Gesellschaft noch von einem Dritten 
(Bank) ein Darlehen zu fremdüblichen 
Bedingungen erhalten hätte. 

MERKE | § 17 Abs. 2a EStG sieht keine 
Mindest-Beteiligungshöhe vor. Damit 
sollen auch Kleinanleger (Beteiligung 
unter 10 %) gesellschaftsrechtliche 
Darlehensverluste und Verluste aus 
sonstigen Sicherheiten im Rahmen 
des § 17 EStG (Teileinkünfteverfahren) 
geltend machen können. 

Beachten Sie | Die Neuregelung soll 
grundsätzlich auf Veräußerungen oder 
der Veräußerung gleichgestellte Fälle 
„nach dem Datum des Kabinettsbe-
schlusses zur Einbringung des Regie-
rungsentwurfs“ (d. h. ab dem 31.7.2019) 
anzuwenden sein. Auf Antrag soll die 
Neuregelung jedoch bereits vor diesem 
Stichtag gelten. Hierdurch soll sicherge-
stellt werden, dass sämtliche Ausfälle 
von gesellschaftsrechtlich veranlassten 
Finanzierungshilfen steuerlich berück-
sichtigt werden können – und zwar un-
abhängig von der Vertrauensschutzre-
gelung des Bundesfinanzhofs. 

Verfall von Optionsscheinen  
und wertlose Aktien

Als Reaktion auf die Rechtsprechung 
des Bundesfinanzhofs (BFH-Urteil vom 
24.10.2017, Az. VIII R 13/15), wonach 
der endgültige Ausfall einer Kapitalfor-
derung in der privaten Vermögens-
sphäre nach Einführung der Abgeltung-
steuer zu einem steuerlich anzuerken-
nenden Verlust führt, plant der Gesetz-
geber mit dem Jahressteuergesetz 
2019 eine steuerzahlerunfreundliche 
Neuregelung. 

Danach sollen die Uneinbringlichkeit 
einer Kapitalforderung sowie die Aus-
buchung oder Übertragung wertloser 
Wirtschaftsgüter mit Wirkung ab dem 
Veranlagungszeitraum 2020 nicht mehr 
als Veräußerung anzusehen sein. Etwa-
ige Verluste wären dann unbeachtlich. 
Betroffen sind auch Verluste aus dem 
„Verfall“ von Optionsscheinen.
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Rechtsstand | 10.10.2019

 ↘ HAFTUNGSAUSSCHLUSS

Der Inhalt des Rundschreibens ist nach 
bestem Wissen und Kenntnisstand 
 erstellt worden. Die Komplexität und der 
ständige Wandel der Rechtsmaterie ma-
chen es notwendig, Haftung und  Gewähr 
auszuschließen. Das Rundschreiben 
 ersetzt nicht die individuelle persönliche 
Beratung.

PRAXISTIPP | Ist bereits jetzt ein To-
talverlust aus Aktienanlagen in 2020 
absehbar, kann es ratsam sein, die Ak-
tien noch in 2019 mit Verlust zu veräu-
ßern. Dasselbe gilt für Optionsscheine.

Eindämmung von Share-Deals

Durch das Gesetz zur Änderung des 
Grunderwerbsteuergesetzes (Stand: 
Gesetzentwurf der Bundesregierung, 
BT-Drs. 19/13437 vom 23.9.2019) sollen 
Immobilieninvestoren die Grunder-
werbsteuer ab 2020 nicht mehr so leicht 
umgehen können.

Hintergrund: Kaufen Immobilieninves-
toren statt einer Immobilie Anteile an 
der Firma, die Eigentümerin der Immo-
bilie ist, bleiben diese Share Deals 
grunderwerbsteuerfrei, solange Inves-
toren weniger als 95 % der Unterneh-
mensanteile kaufen. Das Problem für 
den Fiskus: Oft übernehmen Co-Inves-
toren die restlichen Anteile. Nach einer 
Wartezeit von fünf Jahren können beide 
die Anteile steuerfrei vereinen. 

Geplant sind vor allem folgende Aspekte:

 • Die Beteiligungsgrenze soll von  
95 % auf 90 % gesenkt werden.

 • Die Haltefrist der Anteile soll von 
fünf auf zehn Jahre erhöht werden.

 • Zudem sollen die Regelungen auch 
für Kapitalgesellschaften gelten, 
statt wie bisher nur für grundbesit-
zende Personengesellschaften.

Reform der Grundsteuer

Im Juni 2019 hat die Bundesregierung 
gleich drei Gesetze für eine Reform der 
Grundsteuer auf den Weg gebracht, die 
nun das Gesetzgebungsverfahren durch-
laufen. Bis Ende 2019 muss die Reform 
„in trockenen Tüchern“ sein. Diese Frist 
hat das Bundesverfassungsgericht vor-
gegeben als es die derzeitige Ermittlung 
als verfassungswidrig eingestuft hat.

Die Bewertung der Grundstücke nach 
neuem Recht soll erstmals zum 1.1.2022 
stattfinden, wobei der Bundesrat (Stel-
lungnahme vom 20.9.2019) angeregt hat, 
den Hauptfeststellungszeitpunkt für die 
Bodenrichtwerte um ein Jahr vorzuzie-
hen. Die Grundsteuererhebung nach 
neuem Recht soll dann ab 2025 erfolgen.

Das dreistufige Verfahren (Bewertung, 
Steuermessbetrag, Hebesatz der Ge-

meinde) soll erhalten bleiben. Bei der 
Neubewertung des Grundbesitzwerts 
soll es insbesondere auf folgende Fak-
toren ankommen: 

 • Wert des Bodens (Bodenrichtwert), 
 • Höhe der statistisch ermittelten 

Nettokaltmiete, 
 • Grundstücksfläche, 
 • Immobilienart und 
 • Alter des Gebäudes. 

Beachten Sie | Die Bundesländer sol-
len aber die Möglichkeit haben, hiervon 
abzuweichen und eigene Berechnungs-
modelle einzuführen. Diese Öffnungs-
klausel ist im Kern ein Kompromiss, 
denn Bayern hatte bei den Verhandlun-
gen ein reines Flächenmodell gefordert. 

Beachten Sie | Zwar soll sich das Ge-
samtaufkommen der Grundsteuer 
nicht verändern. Fest steht aber bereits 
jetzt, dass einige Bürger mehr und an-
dere weniger zahlen müssen. Verlierer 
und Gewinner stehen aber noch nicht 
fest. Denn dies hängt nicht zuletzt da-
von ab, ob bzw. welche Kommunen ihre 
Hebesätze anpassen werden.

Umsatzsteuerliche Änderungen

Mit dem Jahressteuergesetz 2019 soll 
die nationale Umsetzung der EU-Vorga-
ben für ein einheitliches Mehrwertsteu-
ersystem (sogenannte Quick Fixes) 
zum 1.1.2020 erfolgen. Betroffen sind 
vor allem EU-weit agierende Unter-
nehmen mit innergemeinschaftlichen 
Lieferungen, Konsignationslagern und 
Reihengeschäften. 

MERKE | Die Quick Fixes führen zu 
einer Vereinheitlichung der einzelnen 
Regelungen innerhalb der EU, was zu 
begrüßen ist. Der Nutzen wird aber  
z. B. bei den Neuregelungen für Konsig-
nationslagerfälle durch die neuen Auf-
zeichnungspflichten geschmälert. 

Bei innergemeinschaftlichen Lieferun-
gen bedeuten die verschärften Anfor-
derungen für die Steuerfreiheit Hand-
lungsbedarf. Denn nach der Neurege-
lung wird die Steuerbefreiung nur noch 
gewährt, wenn der Lieferer die gültige 
USt-ID-Nr. des Abnehmers in seiner 
Zusammenfassenden Meldung angibt. 

Kleinunternehmer müssen keine Um-
satzsteuer in Rechnung stellen, wenn 
der Umsatz im laufenden Jahr voraus-
sichtlich maximal 50.000 EUR beträgt 
und darüber hinaus im Vorjahr nicht 
mehr als 17.500 EUR betragen hat. 

Durch das Dritte Bürokratieentlastungs-
gesetz (Gesetzentwurf der Bundesregie-
rung vom 18.9.2019) soll die Grenze von 
17.500 EUR auf 22.000 EUR angehoben 
werden – und zwar ab 1.1.2021.

Beachten Sie | Bei Anwendung der 
Kleinunternehmerregelung (Wahlrecht) 
entfallen der Umsatzsteuer-Ausweis in 
der Rechnung und die Umsatzsteuer-
Voranmeldung. Allerdings gibt es dann 
auch keinen Vorsteuerabzug.

Für Neugründer soll die Verpflichtung 
zur monatlichen Abgabe der Umsatz-
steuer-Voranmeldung für sechs Be-
steuerungszeiträume vom 1.1.2021 bis 
zum 31.12.2026 ausgesetzt werden. 
Nach der Gesetzesbegründung (Drittes 
Bürokratieentlastungsgesetz) wird die 
Bundesregierung die Aussetzung bis 
zum 31.12.2024 evaluieren.

Auf E-Books und digitale Zeitungen soll 
der Umsatzsteuersatz von 7 % ange-
wandt werden, was bisher nur bei ge-
druckten Medienprodukten gilt (Inkraft-
treten: am Tag nach der Gesetzesverkün-
dung des Jahressteuergesetzes 2019). 

Incentives für Mitarbeiter

Weiterbildungsleistungen des Arbeit-
gebers, die der Verbesserung der Be-
schäftigungsfähigkeit des Arbeitneh-
mers dienen (z. B. Computerkurse, die 
nicht arbeitsplatzbezogen sind), sollen 
steuerfrei sein (Inkrafttreten: am Tag 
nach der Gesetzesverkündung des Jah-
ressteuergesetzes 2019). 

Die jeweiligen Verpflegungspauschalen 
sollen ab 2020 erhöht werden – und zwar 
von 24 EUR auf 28 EUR und von 12 EUR 
auf 14 EUR.

Durch das Dritte Bürokratieentlastungs-
gesetz soll der steuerfreie Höchstbetrag 
für Maßnahmen der Arbeitgeber zur be-
trieblichen Gesundheitsförderung und 
Prävention ab 2020 um 100 EUR auf 
600 EUR angehoben werden. 


